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Vorschlag für eine Richtlinie (KOM(2005)0261 – C6-0272/2005 – 2005/0130(CNS))

Entwurf einer legislativen Entschließung

Änderungsantrag von Johannes Blokland

Änderungsantrag 23
Ziffer 1

1. lehnt den Vorschlag der Kommission ab.

Or. nl

Begründung

Der Vorschlag der Kommission fällt nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 93 des 
Vertrags. Zulassungs- und die Kraftfahrzeugsteuern fallen nicht unter die 
Steuerharmonisierung. Die vorgeschlagene Rechtsgrundlage stellt somit keine Basis für den 
Kommissionsvorschlag dar.
Ferner ist die Beibehaltung der Zulassungssteuer grundsätzlich mit dem reibungslosen 
Funktionieren des Binnenmarkts vereinbar. Erforderlich ist lediglich die Einführung eines 
wirksamen Erstattungssystems für den Fall der Ausfuhr. Die vollständige Abschaffung der 
Zulassungssteuer stellt somit in diesem Fall eine unverhältnismäßige Maßnahme dar.
Da der Vorschlag sowohl gegen den Grundsatz der Subsidiarität als auch gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verstößt, sollte er abgelehnt werden.

Vorschlag für eine Richtlinie
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Vorschlag der Kommission Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag von Anja Weisgerber

Änderungsantrag 24
Erwägung 3

(3) Die Mitgliedstaaten sollten zum Einsatz 
koordinierter steuerlicher Anreize zugunsten 
von Personenkraftwagen ermutigt werden, 
die strengere Emissionsgrenzwerte erfüllen 
als in der Richtlinie 98/69/EG (Euro 4-
Richtlinie) über Maßnahmen gegen die 
Verunreinigung der Luft durch Emissionen 
von Kraftfahrzeugen und zur Änderung der 
Richtlinie 70/220/EWG verlangt, um das 
Inverkehrbringen von Personenkraftwagen 
zu beschleunigen, die den auf 
Gemeinschaftebene zu beschließenden 
künftigen Anforderungen (Euro 5) genügen.

(3) Die Mitgliedstaaten sollten zum Einsatz 
koordinierter steuerlicher Anreize zugunsten 
von Personenkraftwagen ermutigt werden, 
die strengere Emissionsgrenzwerte erfüllen 
als in der Richtlinie 98/69/EG (Euro 4-
Richtlinie) über Maßnahmen gegen die 
Verunreinigung der Luft durch Emissionen 
von Kraftfahrzeugen und zur Änderung der 
Richtlinie 70/220/EWG verlangt, um das 
Inverkehrbringen von Personenkraftwagen 
zu beschleunigen, die den auf 
Gemeinschaftsebene zu beschließenden 
künftigen Anforderungen (Euro 5) genügen. 
genügen. Über die hier vorgeschlagene 
Einführung einer Kohlendioxid-
Komponente hinaus werden die 
Mitgliedsstaaten ermutigt, in ihren 
Systemen zur Besteuerung von 
Kraftfahrzeugen auch eine steuerliche 
Differenzierung auf der Basis des 
Schadstoffausstoßes vorzunehmen.

Or. de

Begründung

Neben den Kohlenstoffdioxidemissionen sind weitere Luftschadstoffe wie NO x und Feinstaub 
für die Luftqualität entscheidend und sollten bei der Bemessung der KfZ-Steuer berücksichtigt 
werden.

Änderungsantrag von Matthias Groote

Änderungsantrag 25
Erwägung 3

(3) Die Mitgliedstaaten sollten zum Einsatz 
koordinierter steuerlicher Anreize 
zugunsten von Personenkraftwagen ermutigt 

(3) Die Mitgliedstaaten sollten zum Einsatz 
steuerlicher Anreize zugunsten von 
Personenkraftwagen ermutigt werden, die 
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werden, die strengere Emissionsgrenzwerte 
erfüllen als in der Richtlinie 98/69/EG6 

(Euro 4-Richtlinie) über Maßnahmen gegen 
die Verunreinigung der Luft durch 
Emissionen von Kraftfahrzeugen und zur 
Änderung der Richtlinie 70/220/EWG7 

verlangt, um das Inverkehrbringen von 
Personenkraftwagen zu beschleunigen, die 
den auf Gemeinschaftsebene zu 
beschließenden künftigen Anforderungen 
(Euro 5) genügen.

strengere Emissionsgrenzwerte erfüllen als 
in der Richtlinie 98/69/EG (Euro 4-
Richtlinie) über Maßnahmen gegen die 
Verunreinigung der Luft durch Emissionen 
von Kraftfahrzeugen und zur Änderung der 
Richtlinie 70/220/EWG verlangt, um das 
Inverkehrbringen von Personenkraftwagen 
zu beschleunigen, die den auf 
Gemeinschaftsebene zu beschließenden 
künftigen Anforderungen (Euro 5) genügen.

Or. de

Begründung

Steuerliche Anreize sollten als ein Anstoß für Kauf und Herstellung von umweltfreundlichen 
Autos gesehen werden. Einzelne Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit haben, dies zu 
unterstützen.

Änderungsantrag von Matthias Groote

Änderungsantrag 26
Erwägung 3 a (neu)

(3a) Die Mitgliedstaaten sollten die 
Möglichkeit haben, neben der 
Kohlendioxid-Komponente weiterhin eine 
Differenzierung der Schadstoffklassen 
nach der Richtlinie 70/220/EWG zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen 
die Verunreinigung der Luft durch 
Emissionen von Kraftfahrzeugen und ihre 
Abänderungen (Euro-Normen) als 
Bemessungsgrundlage zur Berechnung der 
jährlichen Kraftfahrzeugsteuer und  der 
Zulassungssteuer zu benutzen.

Or. de

Begründung

PM, NOx, CO und HC haben direkte Auswirkungen auf die Umwelt in der EU und sollten 
daher neben der CO2-Komponente in der Bemessungsgrundlage für Kfz-Steuern 
Berücksichtigung finden.
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Änderungsantrag von Gyula Hegyi und Mary Honeyball

Änderungsantrag 27
Erwägung 3 a (neu)

(3a) Die Mitgliedstaaten sollten die an den 
Kohlendioxidausstoß von 
Personenkraftfahrzeugen gebundenen 
Einnahmen für die Entwicklung und 
Unterhaltung umweltfreundlicher 
Transportmittel wie öffentlicher Verkehrs-
mittel verwenden, namentlich für 
Straßenbahn-, Stadtbahn- und 
Eisenbahnsysteme.

Or. en

Begründung

Der Verkehrssektor ist bekanntlich der einzige Sektor, in dem der Verbrauch fossiler 
Brennstoffe und der Kohlendioxidausstoß ständig zunehmen. Es gibt jedoch effizientere 
Lösungen, namentlich öffentliche Verkehrsmittel, deren Anteil zurückgeht, da nicht genügend 
Mittel für ihre Entwicklung zur Verfügung stehen.

Änderungsantrag von Gyula Hegyi und Mary Honeyball

Änderungsantrag 28
Erwägung 3 b (neu)

(3b) Die Mitgliedstaaten sollten zur 
Einführung von Stauabgaben ermutigt 
werden, um die Luftverschmutzung und 
das wachsende Problem des 
Individualverkehrs in verkehrsüberlasteten 
Innenstädten und auf staugefährdeten 
Strecken zu bekämpfen.

Or. en

Begründung

Stauabgaben erweisen sich als äußerst wirksames Mittel zur Verringerung des Verkehrs in 
verkehrsüberlasteten Innenstädten und auf staugefährdeten Strecken. Dies trägt zur 
Beschleunigung des Transports bei, was der Wirtschaft zugute kommt, und schafft eine 
bessere Umwelt für Fußgänger und Radfahrer in den Städten. Die Europäische Union sollte 
daher unbedingt eine Vorreiterrolle übernehmen, indem sie sich für eine Stauabgabe einsetzt.
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Änderungsantrag von Anja Weisgerber

Änderungsantrag 29
Erwägung 6

Im Binnenmarkt sollten steuerliche 
Hindernisse für den freien Verkehr von 
Personen und deren persönlichem Besitz, 
einschließlich Personenkraftwagen, beseitigt 
werden. Die vorliegende Richtlinie zielt 
darauf ab, solche Hindernisse im Wege der 
Neustrukturierung der von den 
Mitgliedstaaten für Personenkraftwagen 
erhobenen Steuern zu beseitigen, ohne die 
Mitgliedstaaten zur Neueinführung solcher 
Steuern zu verpflichten.

Im Binnenmarkt sollten steuerliche 
Hindernisse für den freien Verkehr von 
Personen und deren persönlichem Besitz, 
einschließlich Personenkraftwagen, beseitigt 
werden. Die vorliegende Richtlinie zielt 
darauf ab, solche Hindernisse im Wege der 
Neustrukturierung der von den 
Mitgliedstaaten für Personenkraftwagen 
erhobenen Steuern zu beseitigen, ohne die 
Mitgliedstaaten zur Neueinführung solcher 
Steuern zu verpflichten. Eine lineare und 
direkt proportionale Beziehung von 
Steuerbelastung und CO2-Emissionen 
sowie eine für alle Fahrzeugtypen gleiche 
und technologieneutrale Ausgestaltung der 
CO2-basierten Komponente der KfZ-
Besteuerung gewährleistet, dass der 
Wettbewerb im Binnenmarkt nicht 
behindert wird. Durch diese Vorgabe an die 
Mitgliedstaaten wird der Abbau von 
denjenigen Hemmnissen im Binnenmarkt 
vorangetrieben, die in der Struktur der 
Besteuerung liegen. Zugleich werden die 
Mitgliedstaaten in ihrer Entscheidung, die 
Höhe der Steuersätze an ihre wirtschafts-, 
fiskal- und umweltpolitische Situation 
anzupassen, nicht beschränkt.

Or. de

Begründung

Jedes Gramm CO2, das freigesetzt wird, hat dieselbe Wirkung auf das Klima und sollte daher 
mit dem gleichen Betrag besteuert werden. Der Druck zu weiteren Einsparungen von 
Kraftstoff und CO2 sollte bei allen Fahrzeugklassen gleichermaßen aufrechterhalten werden. 
Dies führt zu einer proportionalen Besteuerung, durch die die Fahrzeuge mit höheren 
CO2-Emissionen höher besteuert werden als Fahrzeuge mit geringeren Emissionen. 
Unterschiedliche Belastungen für ein Gramm CO2 sind nicht zu rechtfertigen.
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Änderungsantrag von Anja Weisgerber

Änderungsantrag 30
Erwägung 8 b (neu)

(8b) Die Abschaffung der Zulassungssteuer 
hat positive Umwelteffekte, da sie zu einer 
schnelleren Erneuerung des 
Fahrzeugbestandes führt. Die 
Verringerung der Anschaffungskosten 
bietet einen Anreiz für die Verbraucher, 
ihre alten Fahrzeuge durch 
kraftstoffsparendere und weniger 
umweltverschmutzende Fahrzeuge zu 
ersetzen.
Der Ansatz, den Gebrauch eines Fahrzeugs 
und die tatsächlichen Auswirkung auf die 
Umwelt zu besteuern, liegt auf einer Linie 
mit dem grundlegenden Prinzip der 
gemeinschaftlichen Umweltpolitik, wonach 
der Verschmutzer die Kosten der 
Umweltschäden tragen sollte.

Or. de

Begründung

Statistiken zeigen, dass das Durchschnittsalter von Personenkraftfahrzeugen in Ländern mit 
hohen Zulassungssteuern wesentlich höher ist als in Ländern ohne derartige Steuern. Aus 
umweltpolitischer Sicht ist eine Erneuerung des Fahrzeugbestandes wünschenswert, um 
energieeffizientere Personenkraftfahrzeuge zu fördern.

Änderungsantrag von Anja Weisgerber

Änderungsantrag 31
Artikel 4 Absatz 1 a (neu)

Die Steuersätze müssen unmittelbar 
proportional zu den jeweiligen 
CO2-Emissionen definiert werden, die vom 
CO2-Ausstoß abhängige jährliche 
Steuerlast dementsprechend linear mit 
zunehmendem CO2-Ausstoß stetig 
ansteigen. Die Ausgestaltung der Steuer 
hat technologieneutral und für alle 
Fahrzeugklassen gleich zu erfolgen.
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Or. de

Begründung

Angesichts methodisch unterschiedlicher und unabgestimmter Initiativen im Bereich der 
Kraftfahrzeugbesteuerung in einzelnen Mitgliedsländern droht eine nachhaltige 
Fragmentierung der Kraftfahrzeugbesteuerung in der Europäischen Union und damit das 
faktische Gegenteil des mit der Richtlinie angestrebten Zieles einer Harmonisierung. Mit 
diesem Änderungsantrag wird sichergestellt, dass die künftige Kraftfahrzeugbesteuerung in 
einer fairen und wettbewerbsneutralen Form erfolgt.

Änderungsantrag von Gyula Hegyi

Änderungsantrag 32
Artikel 5

1. Zum 31. Dezember 2008 muss sich der 
Anteil des Aufkommens aus der 
Kohlenstoffdioxid-Komponente an dem 
Gesamtaufkommen der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern auf mindestens 25 %
belaufen.

Zum 1. Januar 2008 muss sich der Anteil 
des Aufkommens aus der Kohlenstoffdioxid-
Komponente an dem Gesamtaufkommen der 
jährlichen Kraftfahrzeugsteuern auf 
mindestens 50 % belaufen, wobei dieser 
Betrag für die Entwicklung und 
Unterhaltung öffentlicher Verkehrsmittel 
verwendet wird.

2. Zum 31. Dezember 2010 muss sich der 
Anteil des Aufkommens aus der 
Kohlenstoffdioxid-Komponente an dem 
Gesamtaufkommen der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern auf mindestens 50 % 
belaufen.

Or. en

Begründung

Der Verkehrssektor ist bekanntlich der einzige Sektor, in dem der Verbrauch fossiler 
Brennstoffe und der Kohlendioxidausstoß ständig zunehmen. Es gibt jedoch effizientere 
Lösungen, namentlich öffentliche Verkehrsmittel, deren Anteil zurückgeht, da nicht genügend 
Mittel für ihre Entwicklung zur Verfügung stehen.

Änderungsantrag von Gyula Hegyi

Änderungsantrag 33
Artikel 14

1. Zum 31. Dezember 2008 muss sich der Zum 1. Januar 2008 muss sich der Anteil 
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Anteil des Aufkommens aus der 
Kohlenstoffdioxid-Komponente an dem 
Gesamtaufkommen der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern auf mindestens 25 %
belaufen.

des Aufkommens aus der Kohlenstoffdioxid-
Komponente an dem Gesamtaufkommen der 
jährlichen Kraftfahrzeugsteuern auf 
mindestens 50 % belaufen, wobei dieser 
Betrag für die Entwicklung und 
Unterhaltung öffentlicher Verkehrsmittel 
verwendet wird.

2. Zum 31. Dezember 2010 muss sich der 
Anteil des Aufkommens aus der 
Kohlenstoffdioxid-Komponente an dem 
Gesamtaufkommen der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern auf mindestens 50 % 
belaufen.

Or. en

Begründung

Begründung identisch mit Änderungsantrag 32.

Änderungsantrag von Chris Davies

Änderungsantrag 34
Artikel 15

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
alljährlich mit Stichtag 1. Januar und nach 
jeder Änderung der einschlägigen nationalen 
Rechtsvorschriften die 
Bemessungsgrundlage sowie die Höhe der 
Zulassungs- und der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuer mit.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
alljährlich mit Stichtag 1. Januar und nach 
jeder Änderung der einschlägigen nationalen 
Rechtsvorschriften die 
Bemessungsgrundlage sowie die Höhe der 
Zulassungs- und der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuer mit. Die 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
ferner etwaige Maßnahmen mit, die sie zur 
Staffelung der Besteuerung von 
Firmenwagen auf der Grundlage des 
Kraftstoffverbrauchs ergreifen. Die 
Kommission erleichtert den Austausch 
bewährter Verfahren, indem sie eine 
vergleichende Übersicht über die von den 
einzelnen Mitgliedstaaten gewählten 
Ansätze online veröffentlicht.

Or. en
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Begründung

In einigen Mitgliedstaaten machen Firmenwagen über 50% des Neuwagengeschäfts aus. Im 
Vereinigten Königreich wird für Steuerzwecke ein vom CO2-Ausstoß abhängiger Prozentsatz 
des Fahrzeugpreises zum zu versteuernden Einkommen des Angestellten hinzugerechnet. Dies 
hat dazu geführt, dass in der Zeit von 1999 bis 2004 die CO2-Emissionen von Firmenwagen 
um 14% gesunken ist, und sollte daher gefördert werden.

Änderungsantrag von Gyula Hegyi und Mary Honeyball

Änderungsantrag 35
Artikel 15

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
alljährlich mit Stichtag 1. Januar und nach 
jeder Änderung der einschlägigen nationalen 
Rechtsvorschriften die 
Bemessungsgrundlage sowie die Höhe der 
Zulassungs- und der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuer mit.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
alljährlich mit Stichtag 1. Januar und nach 
jeder Änderung der einschlägigen nationalen 
Rechtsvorschriften die 
Bemessungsgrundlage sowie die Höhe der 
Zulassungs- und der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuer mit. Die 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
ferner etwaige Stauabgaberegelungen mit 
und die Kommission gibt diese Information 
an die Mitgliedstaaten weiter.

Or. en

Begründung

Stauabgaben haben sich in London als wichtiges finanzielles Instrument zur Verringerung des
Gebrauchs von Kraftfahrzeugen, zur Finanzierung öffentlicher Verkehrsmittel und zur 
Förderung des Kaufs sparsamer und alternativ angetriebener Kraftfahrzeuge erwiesen. 
Soweit Mitgliedstaaten eine solche Abgabe eingeführt haben, ist es wichtig, bewährte 
Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten auszutauschen, um den Prozess der Einführung 
derartiger Regelungen, die zur Verringerung der CO2-Emissionen beitragen, zu 
beschleunigen.


